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Entschließung zum Grundsatz der Zusätzlichkeit bei den Mitteln der Strukturfonds
Das Europäische Parlament,

<Visa>
· unter Hinweis auf Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 1260/99 des Rates vom 21. Juni 1999,

· unter Hinweis auf den Bericht Nr. 6/99 des Rechnungshofs über den Grundsatz der Zusätzlichkeit,

<Considerant>
A. in der Erwägung, daß die Verordnung (EG) Nr. 1260/99 des Rates mit allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds die Mitgliedstaaten verpflichtet, den Grundsatz der Zusätzlichkeit bei der Zuteilung öffentlicher Ausgaben für mit Hilfe der Strukturfonds kofinanzierte Vorhaben einzuhalten, indem sie bestimmt, daß Gemeinschaftsmittel nicht an die Stelle der öffentlichen Strukturausgaben oder Ausgaben gleicher Art des Mitgliedstaats treten dürfen,

B. in der Erwägung, daß Zusätzlichkeit notwendig ist, um die Hebelwirkung der Gemeinschaftsmittel zu verstärken, und deshalb die öffentliche Finanzierung seitens der einzelstaatlichen Behörden ergänzen muß und sie nicht ersetzen darf,

C. in der Erwägung, daß es bei den bisherigen pragmatischen Vereinbarungen zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten nicht gelungen ist, wirksame Verfahren zur Überwachung der Einhaltung des Grundsatzes der Zusätzlichkeit zu finden,

D. in der Erwägung, daß in der Regel die Ausgabenhöhe mindestens der Höhe der durchschnittlichen jährlichen Ausgaben des vorangegangenen Programmplanungs​zeitraums entsprechen muß, außer wenn dieser durch eine außergewöhnliche Höhe der öffentlichen Strukturausgaben gekennzeichnet war oder spezifische gesamtwirt​schaftliche Rahmenbedingungen vorherrschten,

E. in der Erwägung, daß das Fehlen einer theoretischen Grundlage und mangelnde Klarheit über die geeigneten Methoden zu äußerst unterschiedlichen Berechnungen der öffentlichen Strukturausgaben führen, was den Wert der Ergebnisse mindert und eine eindeutige und transparente Evaluierung sehr erschwert,

F. in der Erwägung, daß die Kommission zusammen mit den Mitgliedstaaten die Gesamthöhe der Ausgaben für Ziel 1-Regionen innerhalb eines Mitgliedstaats und für Ziel 2- und Ziel 3-Regionen zusammen innerhalb eines Mitgliedstaats bestimmen muß,

G. in der Erwägung, daß die Kommission ferner die Zusätzlichkeit der einzelstaatlichen Ausgabenpläne vor der Genehmigung der gemeinschaftlichen Förderkonzepte und der Einheitlichen Programmplanungsdokumente überprüfen muß und sie ablehnen kann, wenn dieser Grundsatz nicht eingehalten wurde,

H. in der Erwägung, daß in den Fällen, in denen Unregelmäßigkeiten in bezug auf den Grundsatz der Zusätzlichkeit nach der Genehmigung der GFK/EPD festgestellt wurden, keine anderen Sanktionsmechanismen vorgesehen sind,

I. in der Erwägung, daß zwar eines der generellen Ziele der letzten Reform der Strukturfonds die Vereinfachung ihrer Operationen war, daß dies jedoch nicht auf Kosten einer sorgfältigen finanziellen Kontrolle gehen darf,

J. in der Erwägung, daß Strukturfondsmittel den zentralen Regierungen der Mitgliedstaaten ausgezahlt werden,

K. in der Erwägung, daß nationale und regionale Behörden sich verpflichtet haben, die EU-Mittel durch Beiträge in gleicher Höhe bei den nationalen öffentlichen Ausgaben zu ergänzen,

<Action>
1. weist darauf hin, daß die regionalen Entwicklungspläne zwar der Kommission von den einzelstaatlichen Regierungen übermittelt werden, jedoch genau zu dem Zweck erstellt werden, um die Bedürfnisse und Prioritäten einzelner Regionen widerzuspiegeln, daß jedoch die Überprüfung der öffentlichen Ausgabenverpflichtungen nur auf nationaler Ebene erforderlich ist und die Mitgliedstaaten daher Mittel intern zum Nachteil bestimmter Regionen umwidmen können, ohne jedoch formell gegen den Grundsatz der Zusätzlichkeit zu verstoßen;

2. ist der Auffassung, daß, solange die zentralen Regierungen der Mitgliedstaaten die unmittelbaren Empfänger der EU-Haushaltsbeiträge zur Finanzierung von Strukturmaßnahmen sind, diese verpflichtet werden müßten zu gewährleisten, daß der Anteil dieser Mittel, die anschließend den einzelnen Regionen zugeteilt werden, unmittelbar dem Anteil entspricht, der im Planungsstadium in Absprache mit der Kommission für die jeweilige Region vorgesehen ist;

3. ist der Überzeugung, daß die Zuteilung dieser Finanzbeiträge aus dem EU-Haushaltsplan völlig von intern entwickelten Haushaltsentscheidungen innerhalb des jeweiligen Mitgliedstaats getrennt werden und zusätzlich dazu erfolgen muß;

4. fordert die Kommission auf, das Europäische Parlament über die Maßnahmen zu unterrichten, mit denen sie zu überprüfen gedenkt, ob die öffentlichen Ausgabenpläne der Mitgliedstaaten für von der EU unterstützte Strukturmaßnahmen den Grundsatz der Zusätzlichkeit einhalten, und diejenigen Mitgliedstaaten zu melden, bei denen Verstöße gegen diesen Grundsatz im laufenden Programmplanungszeitraum festgestellt werden;

5. ist der Auffassung, daß eindeutige Durchführungsleitlinien erforderlich sind, um die Evaluierung der Zusätzlichkeit klarer, transparenter und wirksamer zu machen, und daß dies eine feste Methodologie einschließen sollte, um größere Konsistenz der zur Überprüfung übermittelten einzelstaatlichen Angaben zu gewährleisten;

6. fordert die Kommission nachdrücklich auf, bei der Anwendung des Grundsatzes der Zusätzlichkeit Festigkeit zu zeigen;

7. vertritt die Auffassung, daß die Halbzeitüberprüfung der Zusätzlichkeit an die Zuweisung der leistungsgebundenen Reserve geknüpft werden sollte;

8. ist der Auffassung, daß, auch wenn die Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 eine rechtliche Verpflichtung der Kommission vorsieht, die Zusätzlichkeit der öffentlichen Ausgaben lediglich auf Ebene eines Mitgliedstaats zu überprüfen, auch der Geist dieses Grundsatzes gewahrt

9.  bleiben muß; in diesem Sinne sollten die Mitgliedstaaten die transparente Anwendung des Grundsatzes der Zusätzlichkeit in jeder einzelnen Region gewährleisten;

10. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Kommission, den Mitglied​staaten und dem Ausschuß der Regionen zu übermitteln.
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